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1 Aus Gründen der besse­
ren Lesbarkeit wird im 
Folgenden bei Funktions­
bezeichnungen die 
männliche Form benutzt; 
selbstverständlich gelten 
die jeweiligen Ausfüh­
rungen auch für weib­
liche Personen und Be­
zeichnungen in gleicher 
Weise. Außerdem wird 
der Begriff Bürgermeis­
terwahlen auch für die 
Wahlen der Oberbürger­
meister in Städten ab 
20 000 Einwohner ver­
wendet.

Bürgermeisterwahlen1 in Baden-Württemberg 
sind ein eher unerforschtes Feld. Während 
natür lich alle Parlamentswahlen, aber auch 
die Kommunalwahlen (Wahl der Gemeinde-
räte, Ortschaftsräte, Kreistage) sowohl von 
der staatlichen Statistik als auch von der Kom-
munalstatistik der größeren Städte auf der 
Grundlage der amtlichen Wahldaten umfas-
send dokumentiert werden, existiert für 
Bürger meisterwahlen keinerlei durch eine ge-
setzliche Grundlage legitimierte und institu-
tionalisierte Dokumentation der Wahldaten. 
Bürgermeisterwahlen sind ausschließlich lo-
kale Wahlereignisse und werden auch nur dort 
in amtlicher Form als öffentliche Bekannt-
machungen sowie im Regelfall als Internet-
Tabellen (allerdings oftmals ohne Historie), in 
größeren Städten auch als Wahlberichte der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Die fol-
gende Analyse basiert auf der laufenden sys-
tematischen Berichterstattung des „Staatsan-
zeiger Baden-Württemberg“ über die im Land 
stattgefundenen Bürgermeisterwahlen. Auf 
Grund der vielfältigen und differenzierten In-
formationen dazu erfolgt die Darstellung der 
Analyseergebnisse in zwei Teilen. Der erste 
Teil beschäftigt sich mit dem Wahlrhythmus 
und den Bewerberzahlen der 813 zwischen 
2010 und 2015 durchgeführten Bürgermeister-
wahlen. Im zweiten Teil, der im nächsten 
Statis tischen Monatsheft erscheinen wird, 
geht es um die Ergebnisse der Wahlen und die 
Wahlbeteiligung.

Systematische Datenerhebungen erstrecken 
sich entweder auf Einzelstudien, wie zuletzt die 
Analyse der „Bürgermeisterwahlen in Baden­
Württemberg“ von Alexandra Klein (2014) auf 
der Datenbasis (nahezu) aller Bürgermeister­
wahlen von 1990 bis 2009 (Vollerhebung mit 
Daten zu ca. 2 730 Wahlen von geschätzten 
3 100 Wahlen in diesem Zeitabschnitt) oder auf 
Teilerhebungen wie die Umfragen des Städte­
tags Baden­Württemberg zur Wahlbeteiligung 
bei Parlaments­ und Kommunalwahlen in den 
Mitgliedstädten 1995 (Erhebungszeitraum 1987 
bis 1995) und 2007 (Erhebungszeitraum 1996 
bis 2007); in letzterer Erhebung wurden (unter 
anderem) Daten zu Bürgermeisterwahlen in 
153 Städten ab der Größenordnung von 10 000 

Einwohner, hauptsächlich aber für die größeren 
Städte ab 20 000 Einwohner und für die Stadt­
kreise erhoben (Brugger 2008).

Datengrundlage

Als „Glücksfall“ erweist sich angesichts des 
Fehlens von systematischen Datenerhebungen, 
dass der Staatsanzeiger für Baden­Württemberg 
– das amtliche Publikationsorgan des Landes – 
systematisch ab Januar 2005 über die einzelnen 
Bürgermeisterwahlen, die im Land stattgefun­
den haben, Woche für Woche in einer kurzen, 
die wesentlichen Eckdaten enthaltenen Ergebnis­
tabelle und einer inhaltlichen und bildlichen 
Vorstellung des neu gewählten Bürgermeisters 
berichtet. Dass diese Berichterstattung das kom­
plette Bild aller stattgefunden Wahlen widergibt, 
liegt daran, dass in Baden­Württemberg alle 
hauptamtlichen Bürgermeisterstellen spätestens 
2 Monate vor der Wahl auszuschreiben sind 
(§ 47 Abs. 1 GemO) und dabei gewährleistet 
sein muss, dass ein größerer Kreis interessier­
ter Personen von der Veröffentlichung Kenntnis 
nehmen kann. Eine Veröffentlichung in einem 
lokalen Blatt (Mitteilungsblatt oder Tages­ 
zeitung) reicht hierfür nicht aus; die Verwal­
tungsvorschrift zu § 47 GemO empfiehlt ein 
Einrücken in den Staatsanzeiger für Baden­
Württemberg.

Zahl der Bürgermeisterwahlen

In dem 6 Jahre umfassenden Erhebungszeit­
raum 2010 bis 2015 dieser Untersuchung wur­
den insgesamt 813 Bürgermeisterwahlen und 
weitere 90 Neuwahlen absolviert. Analog zur 
Zahl der jeweiligen Gemeinden wurden dabei 
die meisten Bürgermeisterwahlen im Regie­
rungsbezirk Stuttgart durchgeführt (262); es 
folgen die Regierungsbezirke Freiburg (209), 
Tübingen (178) und Karlsruhe (164). Mit Ab­
stand am häufigsten finden Bürgermeister­
wahlen in Gemeinden mit 2 000 bis unter 5 000 
Einwohner (310) und mit 5 000 bis unter 10 000 
Einwohner (203) (vgl. Tabelle 1) statt.

Auch über die Einzeljahre verteilt schwankte die 
Zahl der Stadtoberhauptswahlen zwischen 103 

Bürgermeisterwahlen in Baden-Württemberg
Eine Analyse auf der Basis der Wahlen von 2010 bis 2015

Teil 1: Bürgermeisterwahlen und die Bewerber
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2	 Soweit sich der 8-jäh­
rige Turnus nicht durch 
frühzeitiges Ausschei­
den des Bürgermeisters 
veränderte; vgl. Klein, 
2014, S. 151 und  
Schabert, Hans: Bürger­
meister-Wahltermine 
kein Zufall. Schwarzwäl­
der Bote vom 06.10.2015.

(2013) beziehungsweise 106 (2011) und 165 (2015) 
beziehungsweise 189 (2010) beträchtlich (vgl. 
Tabelle 1). Die Häufung 2015 mit 165 Wahlen ist 
kein Zufall, sondern erklärt sich als Spätfolge der 
baden-württembergischen Gemeindereform zum 
1. Januar 1975, als viele Kommunen nach ihrer 
Neugliederung 1975 den ersten Bürgermeister 
der neu gebildeten Gesamtgemeinde wählten.2 
Eine zweite, noch größere Häufung von Bürger­
meisterwahlen trat im Jahre 2010 mit 189 Wahl­
en auf, die zurückzuführen ist auf den Wahlrhyth­
mus in vielen Städten und Gemeinden in der 
Nachkriegszeit, als 1948 erstmals die Bürgermei­
ster in den drei Ländern Württemberg-Baden, 
Württemberg-Hohenzollern und Baden für 6 Jahre 
und dann 1954 auf der Rechtsgrundlage des Ge­
setzes zur vorläufigen Angleichung des Kommu­
nalrechts (GAK), dem Vorläufer der Gemeinde­
ordnung für Baden-Württemberg, die Bürger- 
meister für 8 Jahre, bei Wiederwahlen für 12 Jahre 
gewählt wurden. Mit der Neufassung der Ge­
meindeordnung vom 22. Dezember 1975 wurde 
die Wahlperiode auch bei Wiederwahlen auf 
8 Jahre vereinheitlicht (vgl. auch i-Punkt).

Neuwahlen

Neuwahlen werden nur selten notwendig. Rech­
nerisch höchst unwahrscheinlich sind Neuwahlen 
in jedem Fall, wenn bei einer Bürgermeisterwahl 
nur ein oder nur zwei Kandidat(en) vorkommen 
(dann müsste schon eine Person über die freie 
Zeile eine völlig ungewöhnlich hohe Stimmen­
zahl erzielen). Tatsächlich waren im 6-jährigen 

Betrachtungszeitraum (2010 bis 2015) nur zwei 
Neuwahlen notwendig geworden, bei denen 
zwei Kandidaten im ersten Wahlgang auftraten; 
über ein Drittel (36 %) aller Bürgermeisterwahlen 
im Land waren 2015 solche mit nur zwei Kandi­
daten; Wahlen mit einem Kandidaten machten 
21 % aller Wahlen 2015 aus. 

Bei Wahlen mit drei und mehr Kandidaten steigt 
also die Neuwahl-Eintrittswahrscheinlichkeit 
stark an: Bei 17 von 64 ersten Wahlgängen 2015 
mit drei oder mehr Kandidaten fiel die Entschei­
dung erst im zweiten Wahlgang, oder anders 
ausgedrückt: Bei 27 % dieser Wahlen schaffte 
kein Bewerber auf Anhieb mehr als 50 % der 
gültigen Stimmen.

Insgesamt 11 % aller Bürgermeisterwahlen im 
6-jährigen Betrachtungszeitraum wurden erst 
im zweiten Wahlgang entschieden. Offensicht­
lich hat sich die Neuwahlquote in den letzten 
Jahren stark reduziert; so stellte Klein (2014, 
S. 170) fest, dass im Zeitraum 1990 bis 2009 
knapp 20 % der Bürgermeisterwahlen „in die 
Verlängerung“ gingen.

Während die Gemeindegröße die Eintritts­
wahrscheinlichkeit einer Neuwahl nicht erhöht, 
kommt es in fast einem Drittel (31 %) der Wahlen, 
bei denen der Amtsinhaber nicht wieder antritt, 
zu einer Neuwahl (vgl. Tabelle 2). Oder aus 
einem anderen Blickwinkel betrachtet: Bei drei 
von vier Neuwahlen (76 %) hat der bisherige 
Amtsinhaber bei der anstehenden Bürgermeis­
terwahl nicht mehr kandidiert.

Bürgermeisterwahlen in Baden-Württemberg 2010 bis 2015 nach GemeindegrößenklassenT1
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Neuwahlen

Neuwahlen werden nur selten notwendig. Rechnerisch höchst unwahrscheinlich 
sind Neuwahlen in jedem Fall, wenn bei einer Bürgermeisterwahl nur ein oder nur 
zwei Kandidat(en) vorkommen (dann müsste schon eine Person über die freie Zeile 
eine völlig ungewöhnlich hohe Stimmenzahl erzielen). Tatsächlich waren im sechs-
jährigen Betrachtungszeitraum (2010 bis 2015) nur zwei Neuwahlen notwendig ge-
worden, bei denen zwei Kandidaten im ersten Wahlgang auftraten; über ein Drittel 
(36 %) aller Bürgermeisterwahlen im Land waren 2015 solche mit nur zwei Kandi-
daten; Wahlen mit einem Kandidaten machten 21 Prozent aller Wahlen 2015 aus. 

Bei Wahlen mit drei und mehr Kandidaten steigt also die Neuwahl-Eintrittswahr-
scheinlichkeit stark an: Bei 17 von 64 ersten Wahlgängen 2015 mit drei oder mehr 
Kandidaten  el die Entscheidung erst im zweiten Wahlgang, oder anders ausge-
drückt: Bei 27 Prozent dieser Wahlen schaffte kein Bewerber auf Anhieb mehr als 
50 Prozent der gültigen Stimmen. 

Insgesamt 11 Prozent aller Bürgermeisterwahlen im sechsjährigen Betrachtungs-
zeitraum wurden erst im zweiten Wahlgang entschieden. Offensichtlich hat sich die 
Neuwahlquote in den letzten Jahren stark reduziert; so stellte Klein (2014, S. 170) 
fest, dass im Zeitraum 1990 bis 2009 knapp 20 Prozent der Bürgermeisterwahlen 
„in die Verlängerung“ gingen. 

Während die Gemeindegröße die Eintrittswahrscheinlichkeit einer Neuwahl nicht 
erhöht, kommt es in fast einem Drittel (31 %) der Wahlen, bei denen der Amtsinha-
ber nicht wieder antritt, zu einer Neuwahl (vgl. Tabelle 2). Oder aus einem anderen 
Blickwinkel betrachtet: Bei drei von vier Neuwahlen (76 %) hat der bisherige Amts-
inhaber bei der anstehenden Bürgermeisterwahl nicht mehr kandidiert. 

Die Neuwahl muss frühestens am zweiten und spätestens am vierten Sonntag nach 
der Bürgermeisterwahl statt nden. Aus wahlorganisatorischer Sicht ermöglicht ein 
dreiwöchiger Abstand eine geregelte Vorbereitung insbesondere mit Blick auf die 
Abwicklung der Briefwahl und die öffentliche Bekanntmachung der zugelassenen 
Bewerber (ohne das Erfordernis einer eventuellen Sonderausgabe des Amtsblatts zur 
Bekanntmachung der zugelassenen Bewerber). Ein zweiwöchiger Abstand erfordert 

Nur 11 % der Bürgermeisterwahlen 
wurden zwischen 2010 und 2015 erst 
bei der Neuwahl entschieden

Neuwahlen gibt es i.d.R. erst bei 
Bürgermeisterwahlen mit mehr als 
zwei Kandidaten

In fast einem Drittel aller Wahlen, bei 
denen der Amtsinhaber nicht mehr 
antritt, kommt es zu einer Neuwahl

Fast immer  nden Neuwahlen zwei 
Wochen nach dem ersten Wahlgang 
statt

bis 500

501 
bis

unter 
2000

2000 
bis

 unter 
5000

5000 
bis

 unter 
10 000

10 000
 bis

unter
 20 000

20 000
 bis 

unter 
50 000

50 000
 bis 

unter
 100 000

100 000 
bis 

unter
 500 000

500 000 
und 

mehr

2015 165        - 15 55 48 30 15 - 2 -

2014 128        - 15 57 25 18 8 3 2 -

2013 103        - 12 41 26 17 5 2 - -

2012 122        - 15 43 40 12 8 2 1 1

2011 106 1 17 30 20 25 11 1 1 -

2010 189 2 27 84 44 20 9 2 1 -

Insgesamt 813 3 101 310 203 122 56 10 7 1

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg, Angaben der Gemeinden

Jahr

 nach Gemeindegrößenklassen (Einwohner)

Bürgermeisterwahlen 

nsgesamt

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 1: Bürgermeisterwahlen in Baden-Württemberg 2010 bis 2015 nach Gemeindegrößenklassen
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Die Neuwahl muss frühestens am zweiten und 
spätestens am vierten Sonntag nach der Bür­
germeisterwahl stattfinden. Aus wahlorgani­
satorischer Sicht ermöglicht ein 3-wöchiger 
Abstand eine geregelte Vorbereitung insbeson­
dere mit Blick auf die Abwicklung der Briefwahl 
und die öffentliche Bekanntmachung der zuge­
lassenen Bewerber (ohne das Erfordernis einer 
eventuellen Sonderausgabe des Amtsblatts zur 
Bekanntmachung der zugelassenen Bewerber). 
Ein 2-wöchiger Abstand erfordert hingegen hin­
sichtlich einer fristgerechten und rechtssicheren 
Wahldurchführung eine sehr straffe Organisati­
on, dürfte aber überwiegend im Interesse der 
Öffentlichkeit und der Bewerber an einem mög­
lichst zeitnahen Abschluss der Wahl und einer 
zeitlichen Begrenzung des Wahlkampfes sein. 
Deshalb überwiegen eindeutig Neuwahlen mit 
2-Wochen-Abstand in der Praxis (außer 2015; 
vgl. Tabelle 2). Im Betrachtungszeitraum 2010 
bis 2015 wurden 72 % der Neuwahlen 2 Wochen 
nach der Bürgermeisterwahl anberaumt.

Wenn in einem 3-Wochen-Abstand gewählt wird 
(2010 bis 2015: 26 % der Neuwahlen), hat das 
häufig terminliche Gründe, da am Oster- und 
Pfingstsonntag und am Totengedenktag keine 
Wahlen durchgeführt werden dürfen (§ 2 Abs. 3 
KomWG) oder kirchliche und sonstige Feiertage 
(Allerheiligen, 1. Mai) oder die Faschingszeit vor 
dem Wahltermin eine ordnungsgemäße Wahl­
vorbereitung erschweren. Der gesetzlich mögliche 
4-Wochen-Abstand wurde zuletzt je einmal 2010 
und 2011, ebenfalls aufgrund terminlicher Not­
wendigkeiten, in Anspruch genommen.

Bewerbungen für Bürgermeisterwahlen – 
Amtsinhaber kandidiert wieder oder  
kandidiert nicht mehr

Bei der Besetzung der Bürgermeisterposten in 
Baden-Württemberg ist eine hohe personelle 
Kontinuität kennzeichnend. Bei beinahe zwei 
Drittel der Wahlen im 6-jährigen Betrachtungs­
zeitraum (65 %) kandidierte der Amtsinhaber 
erneut; nur bei gut einem Drittel (35 %) der 
Wahlen wurden die „Karten neu gemischt“ (vgl. 
Tabelle 3).

Amtszeiten der Bürgermeister

Für 40 % der Gewählten beginnt im Betrach­
tungszeitraum die erste Amtsperiode (vgl. Schau-
bild 1). Die übrigen 60 % sind in der Hauptsache 
entweder wiedergewählt für eine zweite (37 %) 
oder dritte Amtsperiode (16 %). Dass Bürger­
meister für eine vierte (6 %) oder gar für eine 
fünfte (2 %) oder sechste (0,1 %) Amtszeit ge­
wählt werden, kommt nur höchst selten vor 
und dann beinahe ausschließlich in Gemeinden 
unter 10 000 Einwohnern (vgl. Tabelle 4). Nur 
in Kommunen von 10 000 bis unter 20 000 Ein­
wohner kandidieren hin und wieder auch Bür­
germeister (erfolgreich) viermal hintereinander, 
haben also bereits 24 Amtsjahre zum Zeitpunkt 
der Wiederwahl hinter sich.

Eine Quote von durchschnittlich 40 % neu ge­
wählter Bürgermeister im Betrachtungszeit­
fenster 2010 bis 2015 bedeutet, dass die Amts­

Bürgermeister- und Neuwahlen in Baden-Württemberg 2010 bis 2015T2
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hingegen hinsichtlich einer fristgerechten und rechtssicheren Wahldurchführung 
eine sehr straffe Organisation, dürfte aber überwiegend im Interesse der Öffent-
lichkeit und der Bewerber an einem möglichst zeitnahen Abschluss der Wahl und 
einer zeitlichen Begrenzung des Wahlkampfes sein. Deshalb überwiegen eindeutig 
Neuwahlen mit Zwei-Wochen-Abstand in der Praxis (außer 2015; vgl. Tabelle 2).
Im Betrachtungszeitraum 2010 bis 2015 wurden 72 Prozent der Neuwahlen zwei 
Wochen nach der Bürgermeisterwahl anberaumt.

Wenn in einem Drei-Wochen-Abstand gewählt wird (2010 bis 2015: 26 % der 
Neuwahlen), hat das häu g terminliche Gründe, da am Oster- und P ngstsonntag 
und am Totengedenktag keine Wahlen durchgeführt werden dürfen (§ 2 Abs. 3 
KomWG) oder kirchliche und sonstige Feiertage (Allerheiligen, 1. Mai) oder die 
Faschingszeit vor dem Wahltermin eine ordnungsgemäße Wahlvorbereitung er-
schweren. Der gesetzlich mögliche Vier-Wochen-Abstand wurde zuletzt je einmal 
2010 und 2011, ebenfalls aufgrund terminlicher Notwendigkeiten, in Anspruch 
genommen.

Selten wird ein Drei-Wochen- und noch 
seltener ein Vier-Wochen-Abstand 
genommen, ...

... dies hat i.d.R. terminliche Gründe 
(Feiertage etc.)

2015 165 17 12 8 9               -

2014 128 12 10 7 5               -

2013 103 14 10 10 4               -

2012 122 12 10 11 1               -

2011 106 14 12 11 2 1

2010 189 21 14 18 2 1

Insgesamt 813 90 68 65 23 2

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg, Angaben der Gemeinden

Jahr

Zeitlicher Abstand
Bürgermeister-/Neuwahl (Wochen)

Neuwahlen

Bürgermeister-
wahlen

2 3 4insgesamt

darunter:
Amtsinhaber ist

nicht mehr 
angetreten

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 2: Bürgermeister- und Neuwahlen in Baden-Württemberg 2010 bis 2015
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3	 Auch in der Städtetags­
untersuchung stellt 
Brugger (2008, S. 128) 
diese Tendenz fest.

4	 Bürgermeister erhalten 
bereits nach Ablauf von 
mindestens 12 Dienst­
jahren ein Ruhegehalt; 
gleiches gilt auch für 
Bürgermeister, die min­
destens 45 Jahre alt sind 
und insgesamt 18 Jahre 
als Beamte tätig waren 
(§ 37 Landesbeamten­
gesetz). Sie müssen sich 
mindestens einmal zur 
Wiederwahl stellen, um 
in den Ruhestand gehen 
zu können. Nach zwei 
vollständigen Amtsperi­
oden können sie in den 
Ruhestand mit fast der 
Hälfte ihrer bisherigen 
Bezüge gehen (vgl. Klein, 
2014, S. 135).

zeiten der Bürgermeister im Langfristvergleich 
weiter abgenommen haben. Klein (2014, S. 134) 
stellte für Ende 2009 nur eine entsprechende 
Quote von 36 % und für Anfang der 1990er-
Jahre sogar nur von 33 %3 fest und erklärt dies 
vor allem mit einer höheren Amtsbelastung 
und der dadurch geringeren Neigung mehr als 
die versorgungsrechtlich notwendigen zwei 
Amtsperioden zu machen.4

Zahl der Kandidaten

Im Durchschnitt der Jahre 2010 bis 2015 traten 
2,5 Kandidaten bei baden-württembergischen 
Bürgermeisterwahlen an. In den Jahren 2010 

bis 2012 schwankte dieser Wert zwischen 2,2 
und 2,5. Ab 2013, mit dem Auftreten der Nein-
Idee-Partei (vgl. den folgenden Abschnitt), stieg 
der Wert auf 2,6 bis 3,2 Kandidaten pro Wahl an 
(vgl. Tabelle 5). 

Knapp ein Drittel (31 %) aller Bürgermeister­
wahlen von 2010 bis 2015 waren Ein-Kandidaten-
Wahlen; bei 28 % dieser Wahlen traten zwei und 
bei 19 % drei Kandidaten auf. Bei weniger als 
einem Viertel der Bürgermeisterwahlen traten 
vier oder mehr Bewerber auf (vgl. Schaubild 2).

Ist eine Neuwahl erforderlich, nimmt in aller 
Regel die Bewerberzahl beim zweiten Durchgang 
ab, und zwar um durchschnittlich 2,6 Bewerber. 
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Bewerbungen für Bürgermeisterwahlen

Amtsinhaber kandidiert wieder oder kandidiert nicht mehr

Bei der Besetzung der Bürgermeisterposten in Baden-Württemberg ist eine hohe per-
sonelle Kontinuität kennzeichnend. Bei beinahe zwei Drittel der Wahlen im sechsjäh-
rigen Betrachtungszeitraum (65 %) kandidierte der Amtsinhaber erneut; nur bei gut 
einem Drittel (35 %) der Wahlen wurden die „Karten neu gemischt“ (vgl. Tabelle 3).

Amtszeiten der Bürgermeister

Für 40 Prozent der Gewählten beginnt im Betrachtungszeitraum die erste Amts-
periode (vgl. Abbildung 1). Die übrigen 60 Prozent sind in der Hauptsache entwe-
der wiedergewählt für eine zweite (37 %) oder dritte Amtsperiode (16 %). Dass 
Bürgermeister für eine vierte (6 %) oder gar für eine fünfte (2 %) oder sechste 
(0,1 %) Amtszeit gewählt werden, kommt nur höchst selten vor und dann beinahe 
ausschließlich in Gemeinden unter 10 000 Einwohnern (vgl. Tabelle 4). Nur in Kom-
munen von 10 000 bis unter 20 000 Einwohner kandidieren hin und wieder auch 
Bürgermeister (erfolgreich) vier Mal hintereinander, haben also bereits 24 Amtsjahre 
zum Zeitpunkt der Wiederwahl hinter sich.

Bei 65 % aller Bürgermeisterwahlen 
trat Amtsinhaber wieder an

Für 37 % der Wiedergewählten ist 
es die zweite und für 16 % die dritte 
Amtszeit

darunter

2015 165 50 115 6 3,6 5,2 3

2014 128 55 73 6 4,7 8,2 2

2013 103 44 59 5 4,9 8,5 3

2012 122 43 79 4 3,3 5,1 3

2011 106 35 71 9 8,5 12,7 3

2010 189 61 128 10 5,3 16,4 7

Insgesamt 813 288 525 40 4,9 7,6 21

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg, Angaben der Gemeinden

Amtsinhaber 
wurde

abgewählt

Amtsinhaber
bei der

Neuwahl
abgewählt

Jahr
Bürgermeister-

wahlen
Amtsinhaber
ist nicht mehr 

angetreten

Amtsinhaber
ist wieder 

angetreten

Davon

der Bürger-
meister-
wahlen

der Wahlen
mit wieder

angetretenem
Amtsinhaber

in % …

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 3: Wiederantritt des Amtsinhabers und Abwahl von Bürgermeistern in Baden-Württemberg 2010 bis 2015

1. Amtszeit40

37

16

6 2

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg; Angaben der Gemeinden

in %

2. Amtszeit

3. Amtszeit

4. Amtszeit
5. Amtszeit 6. Amtszeit (0,1)

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Abbildung 1: Gewählte Bürgermeister 
in Baden-Würrtemberg von 2010 bis 
2015 nach der Amtszeit

Wiederantritt des Amtsinhabers und Abwahl von Bürgermeistern in Baden-Württemberg 2010 bis 2015T3
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Bewerbungen für Bürgermeisterwahlen

Amtsinhaber kandidiert wieder oder kandidiert nicht mehr

Bei der Besetzung der Bürgermeisterposten in Baden-Württemberg ist eine hohe per-
sonelle Kontinuität kennzeichnend. Bei beinahe zwei Drittel der Wahlen im sechsjäh-
rigen Betrachtungszeitraum (65 %) kandidierte der Amtsinhaber erneut; nur bei gut 
einem Drittel (35 %) der Wahlen wurden die „Karten neu gemischt“ (vgl. Tabelle 3).

Amtszeiten der Bürgermeister

Für 40 Prozent der Gewählten beginnt im Betrachtungszeitraum die erste Amts-
periode (vgl. Abbildung 1). Die übrigen 60 Prozent sind in der Hauptsache entwe-
der wiedergewählt für eine zweite (37 %) oder dritte Amtsperiode (16 %). Dass 
Bürgermeister für eine vierte (6 %) oder gar für eine fünfte (2 %) oder sechste 
(0,1 %) Amtszeit gewählt werden, kommt nur höchst selten vor und dann beinahe 
ausschließlich in Gemeinden unter 10 000 Einwohnern (vgl. Tabelle 4). Nur in Kom-
munen von 10 000 bis unter 20 000 Einwohner kandidieren hin und wieder auch 
Bürgermeister (erfolgreich) vier Mal hintereinander, haben also bereits 24 Amtsjahre 
zum Zeitpunkt der Wiederwahl hinter sich.

Bei 65 % aller Bürgermeisterwahlen 
trat Amtsinhaber wieder an

Für 37 % der Wiedergewählten ist 
es die zweite und für 16 % die dritte 
Amtszeit

darunter

2015 165 50 115 6 3,6 5,2 3

2014 128 55 73 6 4,7 8,2 2

2013 103 44 59 5 4,9 8,5 3

2012 122 43 79 4 3,3 5,1 3

2011 106 35 71 9 8,5 12,7 3

2010 189 61 128 10 5,3 16,4 7

Insgesamt 813 288 525 40 4,9 7,6 21

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg, Angaben der Gemeinden

Amtsinhaber 
wurde

abgewählt

Amtsinhaber
bei der

Neuwahl
abgewählt

Jahr
Bürgermeister-

wahlen
Amtsinhaber
ist nicht mehr 

angetreten

Amtsinhaber
ist wieder 

angetreten

Davon

der Bürger-
meister-
wahlen

der Wahlen
mit wieder

angetretenem
Amtsinhaber

in % …

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 3: Wiederantritt des Amtsinhabers und Abwahl von Bürgermeistern in Baden-Württemberg 2010 bis 2015

1. Amtszeit40

37

16

6 2

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg; Angaben der Gemeinden

in %

2. Amtszeit

3. Amtszeit

4. Amtszeit
5. Amtszeit 6. Amtszeit (0,1)

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Abbildung 1: Gewählte Bürgermeister 
in Baden-Würrtemberg von 2010 bis 
2015 nach der Amtszeit
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unter 
2000

2000 
bis unter 

5000

5000
 bis unter
 10 000

10 000 
bis unter
 20 000

20 000
 bis unter 
50 000

50 000 
bis unter 
100 000

100 000
 bis unter 
500 000

500 000 
und mehr

2015 56 7 17 19 8 4          - 1          -

2014 62 10 24 13 9 4 1 1          -

2013 48 7 19 12 7 2 1          -          -

2012 46 6 14 16 4 3 1 1 1

2011 44 5 15 5 14 5          -          -          -

2010 70 11 27 20 6 6          -          -          -

Insgesamt 326 46 116 85 48 24 3 3 1

unter 
2000

2000 
bis unter 

5000

5000
 bis unter
 10 000

10 000 
bis unter
 20 000

20 000
 bis unter 
50 000

50 000 
bis unter 
100 000

100 000
 bis unter 
500 000

500 000 
und mehr

2015 67 5 21 17 16 7          - 1          -

2014 39 4 17 8 5 3 1 1          -

2013 32 2 12 5 10 2 1          -          -

2012 50 4 18 15 7 5 1          -          -

2011 39 10 6 10 6 5 1 1          -

2010 72 13 29 16 9 2 2 1          -

Insgesamt 299 38 103 71 53 24 6 4          -

unter 
2000

2000 
bis unter 

5000

5000
 bis unter
 10 000

10 000 
bis unter
 20 000

20 000
 bis unter 
50 000

50 000 
bis unter 
100 000

100 000
 bis unter 
500 000

500 000 
und mehr

2015 29 2 8 11 5 3          -          -          -

2014 18 1 10 2 3 1 1          -          -

2013 16 2 6 7          - 1          -          -          -

2012 18 4 6 7 1          -          -          -          -

2011 21 3 8 5 4 1          -          -          -

2010 26 2 16 3 4 1          -          -          -

Insgesamt 128 14 54 35 17 7 1          -          -

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg, Angaben der Gemeinden

Jahr

3. Amtszeit der gewählten Bürgermeister

insgesamt

nach Gemeindegrößenklassen (Einwohner)

1. Amtszeit der gewählten Bürgermeister

Jahr
nach Gemeindegrößenklassen (Einwohner)

insgesamt

Jahr

2. Amtszeit der gewählten Bürgermeister

insgesamt

nach Gemeindegrößenklassen (Einwohner)

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 4: Amtszeiten der gewählten Bügermeister in Baden-Württemberg 2010 bis 2015 nach GemeindegrößenklassenAmtszeiten der gewählten Bürgermeister in Baden-Württemberg 2010 bis 2015 nach GemeindegrößenklassenT4
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Noch: Amtszeiten der gewählten Bürgermeister in Baden-Württemberg 2010 bis 2015  
nach GemeindegrößenklassenT4
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unter 
2000

2000 
bis unter 

5000

5000
 bis unter
 10 000

10 000 
bis unter
 20 000

20 000
 bis unter 
50 000

50 000 
bis unter 
100 000

100 000
 bis unter 
500 000

500 000 
und mehr

2015 10          - 7 1 1 1          -          -          -

2014 7          - 4 2 1          -          -          -          -

2013 6 1 3 2          -          -          -          -          -

2012 5 1 2 2          -          -          -          -          -

2011 2          - 1            - 1          -          -          -          -

2010 16 2 10 3 1          -          -          -          -

Insgesamt 46 4 27 10 4 1          -          -          -

unter 
2000

2000 
bis unter 

5000

5000
 bis unter
 10 000

10 000 
bis unter
 20 000

20 000
 bis unter 
50 000

50 000 
bis unter 
100 000

100 000
 bis unter 
500 000

500 000 
und mehr

2015 3 1 2          -          -          -          -          -          -

2014 2          - 2          -          -          -          -          -          -

2013 1          - 1          -          -          -          -          -          -

2012 2          - 2          -          -          -          -          -          -

2011          -          -          -          -          -          -          -          -          -

2010 5 1 2 2          -          -          -          -          -

Insgesamt 13 2 9 2          -          -          -          -          -

unter 
2000

2000 
bis unter 

5000

5000
 bis unter
 10 000

10 000 
bis unter
 20 000

20 000
 bis unter 
50 000

50 000 
bis unter 
100 000

100 000
 bis unter 
500 000

500 000 
und mehr

2015          -          -          -          -          -          -          -          -          -

2014          -          -          -          -          -          -          -          -          -

2013          -          -          -          -          -          -          -          -          -

2012 1 1          -          -          -          -          -          -          -

2011          -          -          -          -          -          -          -          -          -

2010          -          -          -          -          -          -          -          -          -

Insgesamt 1 1          -          -          -          -          -          -          -

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg, Angaben der Gemeinden

Jahr

6. Amtszeit der gewählten Bürgermeister

insgesamt

nach Gemeindegrößenklassen (Einwohner)

Jahr

4. Amtszeit der gewählten Bürgermeister

insgesamt

nach Gemeindegrößenklassen (Einwohner)

Jahr

5. Amtszeit der gewählten Bürgermeister

insgesamt

nach Gemeindegrößenklassen (Einwohner)

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Noch Tabelle 4: Amtszeiten der gewählten Bügermeister in Baden-Württemberg 2010 bis 2015 nach Gemeindegrößenklassen
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Nur bei 18 % der Neuwahlen von 2010 bis 2015 
stagnierte die Bewerberzahl oder nahm sogar 
zu (vgl. Tabelle 5). Allerdings sind bei Bürger­
meisterwahlen, bei denen eine Neuwahl erfor­
derlich war, die Kandidatenzahlen mit durch­
schnittlich 5,6 Kandidaten mehr als doppelt so 
hoch als im Durchschnitt aller Bürgermeister­
wahlen (2,5). 

Das größte Kandidateninteresse ist nachvoll­
ziehbarerweise dann festzustellen, wenn bei 
einer Bürgermeisterwahl der Amtierende nicht 
mehr antritt; bei dieser Ausgangslage bewer­
ben sich durchschnittlich 3,8 Bewerber pro Wahl 
und damit doppelt so viele als bei Wahlen mit 
wiederkandidierenden Amtsinhabern (vgl. Ta-
belle 5).
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Eine Quote von durchschnittlich 40 Prozent neu gewählter Bürgermeister im 
Betrachtungszeitfenster 2010 bis 2015 bedeutet, dass die Amtszeiten der Bür-
germeister im Langfristvergleich weiter abgenommen haben. Klein (2014, S. 134) 
stellte für Ende 2009 nur eine entsprechende Quote von 36 Prozent und für Anfang 
der 1990er-Jahre sogar nur von 33 Prozent7 fest und erklärt dies vor allem mit einer 
höheren Amtsbelastung und der dadurch geringeren Neigung mehr als die versor-
gungsrechtlich notwendigen zwei Amtsperioden zu machen.8 

Zahl der Kandidaten

Im Durchschnitt der Jahre 2010 bis 2015 traten 2,5 Kandidaten bei baden-württem-
bergischen Bürgermeisterwahlen an. In den Jahren 2010 bis 2012 schwankte dieser
Wert zwischen 2,2 und 2,5. Ab 2013, mit dem Auftreten der Nein-Idee-Partei (näheres 
dazu vgl. S. 218), stieg der Wert auf 2,6 bis 3,2 Kandidaten pro Wahl an (vgl. Tabelle 5).

Knapp ein Drittel (31 %) aller Bürgermeisterwahlen von 2010 bis 2015 waren Ein-
Kandidaten-Wahlen; bei 28 Prozent dieser Wahlen traten zwei und bei 19 Prozent 
drei Kandidaten auf. Bei weniger als einem Viertel der Bürgermeisterwahlen traten 
vier oder mehr Bewerber auf (vgl. Abbildung 2).

Ist eine Neuwahl erforderlich, nimmt in aller Regel die Bewerberzahl beim zweiten 
Durchgang ab, und zwar um durchschnittlich 2,6 Bewerber. Nur bei 18 Prozent der 
Neuwahlen von 2010 bis 2015 stagnierte die Bewerberzahl oder nahm sogar zu 
(vgl. Tabelle 5). Allerdings sind bei Bürgermeisterwahlen, bei denen eine Neuwahl 
erforderlich war, die Kandidatenzahlen mit durchschnittlich 5,6 Kandidaten mehr 
als doppelt so hoch als im Durchschnitt aller Bürgermeisterwahlen (2,5).

Das größte Kandidateninteresse ist nachvollziehbarerweise dann festzustellen, wenn 
bei einer Bürgermeisterwahl der Amtierende nicht mehr antritt; bei dieser Aus-
gangslage bewerben sich durchschnittlich 3,8 Bewerber pro Wahl und damit dop-
pelt so viele als bei Wahlen mit wiederkandidierenden Amtsinhabern (vgl. Tabelle 5). 

Auch bei der Betrachtung der Bewerberzahlen nach der Amtszeit des Gewählten er-
kennt man eine abrupte Abnahme der Bewerberzahlen von durchschnittlich 3,7 auf 
1,8 Kandidaten pro Wahl ab der zweiten Kandidatur des Amtsinhabers. Die gleiche 
Kandidatenzahl wird im Mittel bei der dritten Kandidatur des Amtsinhabers erreicht. 
Bei weiteren Kandidaturen geht die Kandidatenzahl weiter zurück; aus Tabelle 6 
wird deutlich, dass sich seit 2013 Kandidaturen von Vertretern der Nein-Idee-Partei 
vor allem in der Erhöhung der Kandidatenzahl bei wiederholten Bewerbungen von 
Amtsinhabern niederschlagen.

Längerfristig gesehen ist die Zahl der 
Amtszeiten der Bürgermeister zurück-
gegangen

2,5 Kandidaten bewerben sich im 
Durchschnitt pro Wahl

Bei der Neuwahl nimmt im Schnitt die 
Bewerberzahl um 2,6 Bewerber ab

Doppelt so viele Kandidaten bei 
Bürgermeisterwahlen, bei denen der 
Amtsinhaber nicht mehr antritt

1,8 Kandidaten pro Wahl treten im 
Schnitt bei Wahlen an, wenn der Amts-
inhaber vor der zweiten oder dritten 
Amtszeit steht

1 Kandidat

2 Kandidaten

3 Kandidaten

4 Kandidaten

5 Kandidaten
6 Kandidaten

7 Kandidaten 8 und mehr Kandidaten

31

28

19

11

6
2 11

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg; Angaben der Gemeinden

in %

Wahlen mit ...

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Abbildung 2: Zahl der Kandidaten 
bei Bügermeisterwahlen in Baden-
Württemberg von 2010 bis 2015

Zahl der Kandidaten bei Bürgermeisterwahlen in Baden-Württemberg  
von 2010 bis 2015S2

Durchschnittliche Bewerberzahlen bei Bürgermeisterwahlen in Baden-Württemberg 2010 bis 2015T5
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Je größer die Einwohnerzahl einer Gemeinde ist, desto größer ist tendenziell auch 
das Bewerberfeld bei einer Bürgermeisterwahl (vgl. Tabelle 7). In den Kleingemein-
den unter 2000 Einwohnern kandidieren im Schnitt 2,3 Kandidaten pro Wahl. Bis 
zur Größenklasse 10 000 bis unter 20 000 Einwohner steigt die durchschnittliche 
Bewerberzahl auf 2,9; die höchsten Durchschnittswerte werden in den Städteklas-
sen 50 000 bis 100 000 Einwohner (4,3) und 100 000 bis unter 500 000 Einwohner 
(3,3) erzielt, bei allerdings stark variierenden Werten unter den einzelnen Städten. 
Aus der Reihe fällt die Landeshauptstadt  mit zuletzt 14 Bewerbungen bei der Ober-
bürgermeisterwahl 2012.

Je größer die Einwohnerzahl einer Ge-
meinde, desto größer die Bewerberzahl

Anzahl
Wahlen

Ø Rückgang

2015 436 2,6 2,1 4,0 13 - 2,2 3 1

2014 354 2,8 2,1 3,6 11 - 2,2 1  -

2013 325 3,2 2,5 4,1 13 - 4,0  - 1

2012 280 2,3 1,4 3,8 10 - 2,7 2  -

2011 262 2,5 1,8 3,8 10 - 3,0 4  -

2010 414 2,2 1,6 3,5 17 - 1,8 4  -

Insgesamt 2 071 2,5 1,9 3,8 74 - 2,6 14 2

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg, Angaben der Gemeinden

1 BmW = Bürgermeisterwahl (1. Wahlgang).

tritt
wieder an

tritt
nicht wieder an

Bewerberzahl bei
Bürgermeisterwahlen

Bewerberzahl bei 
Neuwahlen

insgesamt

im Durchschnitt niedrigere Bewerber-
zahl als bei

BmW1

gleiche
Bewerberzahl

wie BmW1

(Anzahl)

Bewerberzahl
größer als

bei BmW1

(Anzahl)

alle

BmW1

Amtsinhaber

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 5: Durchschnittliche Bewerberzahlen bei Bürgermeisterwahlen in Baden-Württemberg 2010 bis 2015

1. 2. 3. 4. 5. 6.

2015 2,6 3,9 1,9 2,1 2,4 2,0 -

2014 2,8 3,5 2,2 2,1 1,6 1,0 -

2013 3,2 4,1 2,3 2,4 2,3 2,0 -

2012 2,3 3,9 1,4 1,3 1,0 1,0 1,0

2011 2,5 3,7 1,6 1,6 1,5 - -

2010 2,2 3,5 1,5 1,5 1,1 1,6 -

Insgesamt 2,5 3,7 1,8 1,8 1,6 1,5 1,0

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg, Angaben der Gemeinden

nach der AmtszeitJahr
insgesamt

Durchschnittliche Bewerberzahl 

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 6: Durchschnittliche Bewerber-
zahlen bei Bürgermeisterwahlen in 
Baden-Württemberg 2010 bis 2015 
nach der Amtszeit
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Auch bei der Betrachtung der Bewerberzahlen 
nach der Amtszeit des Gewählten erkennt man 
eine abrupte Abnahme der Bewerberzahlen von 
durchschnittlich 3,7 auf 1,8 Kandidaten pro Wahl 
ab der zweiten Kandidatur des Amtsinhabers. 
Die gleiche Kandidatenzahl wird im Mittel bei 
der dritten Kandidatur des Amtsinhabers er­
reicht. Bei weiteren Kandidaturen geht die Kan­
didatenzahl weiter zurück; aus Tabelle 6 wird 
deutlich, dass sich seit 2013 Kandidaturen von 
Vertretern der Nein-Idee-Partei vor allem in der 
Erhöhung der Kandidatenzahl bei wiederholten 
Bewerbungen von Amtsinhabern niederschla­
gen.

Je größer die Einwohnerzahl einer Gemeinde 
ist, desto größer ist tendenziell auch das Bewer­
berfeld bei einer Bürgermeisterwahl (vgl. Tabel-
le 7). In den Kleingemeinden unter 2 000 Ein­
wohnern kandidieren im Schnitt 2,3 Kandidaten 
pro Wahl. Bis zur Größenklasse 10 000 bis unter 
20 000 Einwohner steigt die durchschnittliche 
Bewerberzahl auf 2,9; die höchsten Durchschnitts­
werte werden in den Städteklassen 50 000 bis 
100 000 Einwohner (4,3) und 100 000 bis unter 
500 000 Einwohner (3,3) erzielt, bei allerdings 
stark variierenden Werten unter den einzelnen 
Städten. Aus der Reihe fällt die Landeshauptstadt 
mit zuletzt 14 Bewerbungen bei der Oberbürger­
meisterwahl 2012.

Dass Bürgermeisterwahlen in Baden auch heute 
noch stärker durch Gegenspieler geprägt sind 
als in Württemberg (Klein 2014, S. 174), kann 
man an den durchschnittlichen Bewerberzahlen 
ablesen, die von 2010 bis 2015 in den Regie­
rungsbezirken Freiburg und Karlsruhe bei jeweils 
2,7 lagen, während in den Regierungsbezirken 
Stuttgart und Tübingen nur jeweils 2,4 Bewerber 
pro Wahl auftraten (vgl. Tabelle 8).

Unter Heranziehung der Städtetagsunter­
suchung (Brugger 2008, S. 128) lässt sich in der 
Langfristperspektive ein Abnahmetrend der 
Bewerberzahlen bei Bürgermeisterwahlen in 
größeren Städten ab 20 000 Einwohner fest­
stellen. Bei der Städtegruppe A des Städtetags 
Baden-Württemberg (Stadtkreise bis auf Baden-
Baden alles Städte über 100 000 Einwohner) 
halbierte sich die Bewerberzahl vom Zeitraum 
1987/95 bis zum Zeitraum 1999/2007 förmlich 

Durchschnittliche Bewerberzahlen bei Bürgermeisterwahlen  
in Baden-Württemberg 2010 bis 2015 nach der AmtszeitT6
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Je größer die Einwohnerzahl einer Gemeinde ist, desto größer ist tendenziell auch 
das Bewerberfeld bei einer Bürgermeisterwahl (vgl. Tabelle 7). In den Kleingemein-
den unter 2000 Einwohnern kandidieren im Schnitt 2,3 Kandidaten pro Wahl. Bis 
zur Größenklasse 10 000 bis unter 20 000 Einwohner steigt die durchschnittliche 
Bewerberzahl auf 2,9; die höchsten Durchschnittswerte werden in den Städteklas-
sen 50 000 bis 100 000 Einwohner (4,3) und 100 000 bis unter 500 000 Einwohner 
(3,3) erzielt, bei allerdings stark variierenden Werten unter den einzelnen Städten. 
Aus der Reihe fällt die Landeshauptstadt  mit zuletzt 14 Bewerbungen bei der Ober-
bürgermeisterwahl 2012.

Je größer die Einwohnerzahl einer Ge-
meinde, desto größer die Bewerberzahl

Anzahl
Wahlen

Ø Rückgang

2015 436 2,6 2,1 4,0 13 - 2,2 3 1

2014 354 2,8 2,1 3,6 11 - 2,2 1  -

2013 325 3,2 2,5 4,1 13 - 4,0  - 1

2012 280 2,3 1,4 3,8 10 - 2,7 2  -

2011 262 2,5 1,8 3,8 10 - 3,0 4  -

2010 414 2,2 1,6 3,5 17 - 1,8 4  -

Insgesamt 2 071 2,5 1,9 3,8 74 - 2,6 14 2

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg, Angaben der Gemeinden

1 BmW = Bürgermeisterwahl (1. Wahlgang).

tritt
wieder an

tritt
nicht wieder an

Bewerberzahl bei
Bürgermeisterwahlen

Bewerberzahl bei 
Neuwahlen

insgesamt

im Durchschnitt niedrigere Bewerber-
zahl als bei

BmW1

gleiche
Bewerberzahl

wie BmW1

(Anzahl)

Bewerberzahl
größer als

bei BmW1

(Anzahl)

alle

BmW1

Amtsinhaber

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 5: Durchschnittliche Bewerberzahlen bei Bürgermeisterwahlen in Baden-Württemberg 2010 bis 2015

1. 2. 3. 4. 5. 6.

2015 2,6 3,9 1,9 2,1 2,4 2,0 -

2014 2,8 3,5 2,2 2,1 1,6 1,0 -

2013 3,2 4,1 2,3 2,4 2,3 2,0 -

2012 2,3 3,9 1,4 1,3 1,0 1,0 1,0

2011 2,5 3,7 1,6 1,6 1,5 - -

2010 2,2 3,5 1,5 1,5 1,1 1,6 -

Insgesamt 2,5 3,7 1,8 1,8 1,6 1,5 1,0

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg, Angaben der Gemeinden

nach der AmtszeitJahr
insgesamt

Durchschnittliche Bewerberzahl 

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 6: Durchschnittliche Bewerber-
zahlen bei Bürgermeisterwahlen in 
Baden-Württemberg 2010 bis 2015 
nach der Amtszeit

Durchschnittliche Bewerberzahlen bei Bürgermeisterwahlen in Baden-Württemberg 2010 bis 2015  
nach GemeindegrößeklassenT7
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Dass Bürgermeisterwahlen in Baden auch heute noch stärker durch Gegenspie-
ler geprägt sind als in Württemberg (vgl. Klein, 2014, S. 174), kann man an den 
durchschnittlichen Bewerberzahlen ablesen, die von 2010 bis 2015 in den Regie-
rungsbezirken Freiburg und Karlsruhe bei jeweils 2,7 lagen, während in den Regie-
rungsbezirken Stuttgart und Tübingen nur jeweils 2,4 Bewerber pro Wahl auftraten 
(vgl. Tabelle 8).

Unter Heranziehung der Städtetagsuntersuchung (Brugger, 2008, S. 128) lässt sich in 
der Langfristperspektive ein Abnahmetrend der Bewerberzahlen bei Bürgermeister-
wahlen in größeren Städten ab 20 000 Einwohner feststellen. Bei der Städtegruppe 
A des Städtetags Baden-Württemberg (Stadtkreise bis auf Baden-Baden alles Städte 
über 100 000 Einwohner) halbierte sich die Bewerberzahl vom Zeitraum 1987/95 
bis zum Zeitraum 1999/2007 förmlich (von 11,2 auf 5,4 Bewerber), eine wichtige 
Rolle hat die Einführung eines Unterschriftsquorums für Bewerber bei (Ober-)Bür-

In den badisch geprägten Regierungs-
bezirken treten bei Bürgermeisterwah-
len tendenziell mehr Kandidaten an

unter 2000
2000 

bis unter
5000

5000 
 bis unter 
10 000

10 000 
 bis unter 
20 000

20 000
 bis unter
 50 000

50 000
 bis unter 
100 000

100 000 
bis unter 
500 000

500 000 
und mehr

2015 2,6 2,5 2,7 2,7 2,7 2,1 - 4,5 -

2014 2,8 2,5 2,5 3,2 3,3 2,4 3,7 2,5 -

2013 3,2 3,0 3,5 2,7 3,4 2,4 2,5 - -

2012 2,3 2,7 1,8 2,0 2,3 2,0 9,0 4,0 14,0

2011 2,5 1,8 2,3 2,3 3,1 2,7 3,0 2,0 -

2010 2,2 2,0 1,9 2,5 2,5 3,1 3,0 3,0 -

Insgesamt 2,5 2,3 2,4 2,5 2,9 2,5 4,3 3,3 14,0

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg, Angaben der Gemeinden

nach Gemeindegrößenklassen (Einwohner)

Durchschnittliche Bewerberzahl 

Jahr
nsgesamt

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 7: Durchschnittliche Bewerberzahlen bei Bürgermeisterwahlen in Baden-Württemberg 2010 bis 2015 nach Gemeindegrößeklassen

Stuttgart Tübingen Freiburg Karlsruhe

2015 2,6 2,8 2,6 2,3 2,9

2014 2,8 2,5 3,0 3,2 2,4

2013 3,2 2,8 2,9 3,9 3,2

2012 2,3 2,2 1,9 2,6 2,8

2011 2,5 2,4 2,3 2,6 2,6

2010 2,2 2,2 2,3 2,0 2,4

Insgesamt 2,5 2,4 2,4 2,7 2,7

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg, Angaben der Gemeinden

Jahr

Durchschnittliche Bewerberzahl

insgesamt
 nach Regierungsbezirken

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 8: Durchschnittliche Bewerber-
zahlen bei Bürgermeisterwahlen in 
Baden-Württemberg 2010 bis 2015 
nach Regierungsbezirken
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5	 Kommunalwahlgesetz 
(KomWG) in der Fassung 
der Bekanntmachung 
vom 01.09.1983, geän­
dert durch Gesetz zur 
Änderung des kommu­
nalen Verfassungsrechts 
vom 16.07.1998 (GBI. 
S. 418).

6	 Vergleiche Nein-Idee 
(www.nein-idee.de), 
29.01.2016.

(von 11,2 auf 5,4 Bewerber). Eine wichtige Rolle 
hat die Einführung eines Unterschriftsquorums 
für Bewerber bei (Ober-)Bürgermeisterwahlen 
ab 20 000 Einwohner im Jahre 19985 gespielt. 
In der aktuellen Erhebung 2010 bis 2015 wird 
nur noch eine durchschnittliche Bewerberzahl 
in der Größenklasse 100 000 bis unter 500 000 
Einwohner von 4,3 Bewerber gemessen.

In der Städtegruppe B (zumeist Städte größer 
als 20 000 Einwohner) verringerten sich die Be­
werberzahlen zwischen den beiden Städtetags­
befragungszeiträumen von 6,1 auf 3,3 Bewerber. 
In der aktuellen Untersuchung für den Zeitraum 
2010 bis 2015 beträgt die durchschnittliche Be­
werberzahl der Größenklassen 20 000 bis unter 
50 000 und 50 000 bis unter 100 000 Einwohner 
zusammen nur noch 2,7 Bewerber. Auch hier 
muss offen bleiben, ob der Entwicklungstrend 
schon länger angelegt ist und nicht nur auf die 
Einführung des Unterschriftenquorums zurück­
geht oder sich erst in der zurückliegenden Peri­
ode 2010 bis 2015 vollzog.

In der Städtetagsgruppe C (10 000 bis 20 000 
Einwohner) stagnierte die Bewerberzahl bei 3,7 
in den Zeiträumen 1987/1995 und 1999/2007; 
im Betrachtungszeitraum 2010 bis 2015 dieser 
Untersuchung wurden indessen nur noch 2,9 Be­
werber im Schnitt ermittelt.

Die große Masse der kleineren Gemeinden unter 
10 000 Einwohner deckt die Städtetagsbefragung 
nicht ab; insoweit können zu diesen keine län­
gerfristigen Trendaussagen gemacht werden.

Betrachtet man die Bewerberzahlen der Einzel­
jahre 2010 bis 2015 bei Gemeinden bis 20 000 
Einwohner, wird ab 2013 eindeutig der Effekt 
der Nein-Idee-Partei sichtbar (vgl. Tabelle 7).

Das Phänomen der Nein-Idee-Partei

Seit 13. Januar 2013 gibt es in vielen Gemein­
den und kleineren Städten im Land das Phäno­
men der Nein-Idee-Partei bei Bürgermeister­
wahlen; Premiere war in der Gemeinde Ober- 
ried (Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald). 
Im Zeitraum 2013 bis 2015 haben seither rund 
130 Bürgermeisterwahlen mit (in der Regel 
einem) ortsfremden Kandidaten der Nein-Idee-
Partei stattgefunden (vgl. Tabelle 9). Nach eige­
nem Bekunden treten die Nein-Kandidaten an, 
„um die Wahlen wieder zu echten und demo­
kratischen Wahlen zu machen“, als Alternative 
zum Nichtwählen, vor allem bei Wahlen mit nur 
einem Kandidaten.6 Sollte der Fall eintreten, 
dass ein Nein-Kandidat gewählt würde, würde 
dieser die Wahl nicht annehmen und die Bür­
germeisterwahl wäre neu anzusetzen. Nicht 

selten bleiben diese Bewerber auch den öffent­
lichen Bewerbervorstellungen in den Gemein­
den vor den Wahlen fern.

Eine rechtliche Bewertung des Phänomens  
Nein-Idee-Partei fällt indessen eher ambivalent 
aus. Einerseits könnte man von einer rechtlichen 
„Grauzone“ oder einer „Scheinkandidatur“ spre­
chen7, andererseits liegt ein Verstoß gegen den 
Grundsatz der freien Wahl insoweit nicht vor, 
da die Vertreter der Nein-Idee-Partei die Nicht­
annahme des Amtes im Falle einer Wahl im Wahl­
kampf explizit kommunizieren. 

Im Wesentlichen handelt sich bei den Nein- 
Bewerbern um wenige Personen, die abwech­
selnd in den verschiedenen Gemeinden kandi­
dieren. Auf insgesamt vier (ausschließlich männ­
liche) Kandidaten gehen von 2013 bis 2015  
78 % aller Nein-Kandidaturen bei Bürgermeis­
terwahlen in Baden-Württemberg zurück. 

Im Zeitraum 2013 bis 2015 kandidierten bei 
36 % aller Bürgermeisterwahlen in Gemeinden 
unter 20 000 Einwohner Bewerber der Nein-

Durchschnittliche Bewerberzahlen bei Bürgermeisterwahlen  
in Baden-Württemberg 2010 bis 2015 nach RegierungsbezirkenT8
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Dass Bürgermeisterwahlen in Baden auch heute noch stärker durch Gegenspie-
ler geprägt sind als in Württemberg (vgl. Klein, 2014, S. 174), kann man an den 
durchschnittlichen Bewerberzahlen ablesen, die von 2010 bis 2015 in den Regie-
rungsbezirken Freiburg und Karlsruhe bei jeweils 2,7 lagen, während in den Regie-
rungsbezirken Stuttgart und Tübingen nur jeweils 2,4 Bewerber pro Wahl auftraten 
(vgl. Tabelle 8).

Unter Heranziehung der Städtetagsuntersuchung (Brugger, 2008, S. 128) lässt sich in 
der Langfristperspektive ein Abnahmetrend der Bewerberzahlen bei Bürgermeister-
wahlen in größeren Städten ab 20 000 Einwohner feststellen. Bei der Städtegruppe 
A des Städtetags Baden-Württemberg (Stadtkreise bis auf Baden-Baden alles Städte 
über 100 000 Einwohner) halbierte sich die Bewerberzahl vom Zeitraum 1987/95 
bis zum Zeitraum 1999/2007 förmlich (von 11,2 auf 5,4 Bewerber), eine wichtige 
Rolle hat die Einführung eines Unterschriftsquorums für Bewerber bei (Ober-)Bür-

In den badisch geprägten Regierungs-
bezirken treten bei Bürgermeisterwah-
len tendenziell mehr Kandidaten an

unter 2000
2000 

bis unter
5000

5000 
 bis unter 
10 000

10 000 
 bis unter 
20 000

20 000
 bis unter
 50 000

50 000
 bis unter 
100 000

100 000 
bis unter 
500 000

500 000 
und mehr

2015 2,6 2,5 2,7 2,7 2,7 2,1 - 4,5 -

2014 2,8 2,5 2,5 3,2 3,3 2,4 3,7 2,5 -

2013 3,2 3,0 3,5 2,7 3,4 2,4 2,5 - -

2012 2,3 2,7 1,8 2,0 2,3 2,0 9,0 4,0 14,0

2011 2,5 1,8 2,3 2,3 3,1 2,7 3,0 2,0 -

2010 2,2 2,0 1,9 2,5 2,5 3,1 3,0 3,0 -

Insgesamt 2,5 2,3 2,4 2,5 2,9 2,5 4,3 3,3 14,0

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg, Angaben der Gemeinden

nach Gemeindegrößenklassen (Einwohner)

Durchschnittliche Bewerberzahl 

Jahr
nsgesamt

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 7: Durchschnittliche Bewerberzahlen bei Bürgermeisterwahlen in Baden-Württemberg 2010 bis 2015 nach Gemeindegrößeklassen

Stuttgart Tübingen Freiburg Karlsruhe

2015 2,6 2,8 2,6 2,3 2,9

2014 2,8 2,5 3,0 3,2 2,4

2013 3,2 2,8 2,9 3,9 3,2

2012 2,3 2,2 1,9 2,6 2,8

2011 2,5 2,4 2,3 2,6 2,6

2010 2,2 2,2 2,3 2,0 2,4

Insgesamt 2,5 2,4 2,4 2,7 2,7

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg, Angaben der Gemeinden

Jahr

Durchschnittliche Bewerberzahl

insgesamt
 nach Regierungsbezirken

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 8: Durchschnittliche Bewerber-
zahlen bei Bürgermeisterwahlen in 
Baden-Württemberg 2010 bis 2015 
nach Regierungsbezirken

Kandidatur eines Kandidaten der Nein-Idee-Partei bei  
Bürgermeisterwahlen in Baden-Württemberg 2013 bis 2015 
nach Gemeindegrößenklassen

T9218
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Das Phänomen der Nein-Idee-Partei

Seit 13. Januar 2013 gibt es in vielen Gemeinden und kleineren Städten im Land 
das Phänomen der Nein-Idee-Partei bei Bürgermeisterwahlen; Premiere war in der 
Gemeinde Oberried (Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald). Im Zeitraum 2013 bis 
2015 haben seither rund 130 Bürgermeisterwahlen mit (in der Regel einem) orts-
fremden Kandidaten der Nein-Idee-Partei stattgefunden (vgl. Tabelle 16). Nach ei-
genem Bekunden treten die Nein-Kandidaten an, „um die Wahlen wieder zu echten 
und demokratischen Wahlen zu machen“, als Alternative zum Nichtwählen, vor 
allem bei Wahlen mit nur einem Kandidaten15. Sollte der Fall eintreten, dass ein 
Nein-Kandidat gewählt würde, würde dieser die Wahl nicht annehmen15 und die 
Bürgermeisterwahl wäre neu anzusetzen. Nicht selten bleiben diese Bewerber auch 
den öffentlichen Bewerbervorstellungen in den Gemeinden vor den Wahlen fern. 

Eine rechtliche Bewertung des Phänomens Nein-Idee-Partei fällt indessen eher am-
bivalent aus. Einerseits könnte man von einer rechtlichen „Grauzone“ oder einer 
„Scheinkandidatur“ sprechen16, andererseits liegt ein Verstoß gegen den Grundsatz 
der freien Wahl insoweit nicht vor, da die Vertreter der Nein-Idee-Partei die Nicht-
annahme des Amtes im Falle einer Wahl im Wahlkampf explizit kommunizieren.

Im Wesentlichen handelt sich bei den Nein-Bewerbern um wenige Personen, die 
abwechselnd in den verschiedenen Gemeinden kandidieren. Auf insgesamt vier 
(ausschließlich männliche) Kandidaten gehen von 2013 bis 2015 78 Prozent aller 
Nein-Kandidaturen bei Bürgermeisterwahlen in Baden-Württemberg zurück.

Im Zeitraum 2013 bis 2015 kandidierten bei 36 Prozent aller Bürgermeisterwahlen in 
Gemeinden unter 20 000 Einwohner Bewerber der Nein-Idee-Partei. Nein-Kandidaten 
treten im Normalfall nicht auf in Städten ab 20 000 Einwohner, in denen als weitere 
Zulassungsvoraussetzung ein Unterschriftenquorum erforderlich ist (vgl. Tabelle 16).

In Folge dieser Entwicklung ging die durchschnittliche Kandidatenzahl leicht nach 
oben (2012: 2,3; ab 2013: mindestens 2,6 Kandidaten pro Wahl). Vor allem gingen 
die Wahlen mit nur einem Kandidat und das wiederum verstärkt im Jahre 2013 
zurück. Waren von 2010 bis 2012 knapp die Hälfte (45 %) der Wahlen Ein-Kandida-
ten-Wahlen, ging dieser Anteil 2013 bis 2015 auf 16 Prozent zurück; entsprechend 
stark gestiegen ist der Anteil von Wahlen mit zwei Kandidaten von 20 Prozent (2010 
bis 2012) auf 37 Prozent (2013 bis 2015) (vgl. Abbildung 4).

Im Durchschnitt erzielten die Bewerber der Nein-Idee-Partei zwischen 4 und 5 Pro-
zent Stimmenanteile. Dabei ist allerdings eine ausgesprochen große Bandbreite an 
Stimmenanteilen festzustellen. Sie reicht von marginalen Stimmenanteilen von unter 
einem Prozent bis zu zweistelligen Ergebnissen zwischen 10 und 20 Prozent; das 
höchste Ergebnis bislang waren 34,9 Prozent (Ochsenhausen, 2015). In diesen Fäl-
len konnten die Bewerber der Nein-Idee-Partei die vorhandenen Unzufriedenheits-
potenziale mit den sich wiederbewerbenden Amtsinhabern auf sich ziehen.

Seit 2013 treten in Gemeinden unter 
20 000 Einwohnern Bewerber der 
Nein-Idee-Partei an

Rechtlich umstrittenes Phänomen

Die wenigen Nein-Idee-Vertreter kandi-
dieren abwechselnd bei den verschiede-
nen Wahlen

Dadurch stieg Kandidatenzahl an

Durchschnittliches Wahlergebnis der 
Bewerber der Nein-Idee-Partei bei 
4 bis 5 %

unter 
2000

2000 
bis unter 

5000

5000
 bis unter
 10 000

10 000 
bis unter
 20 000

20 000
 bis unter 
50 000

50 000 
und mehr

2015 54 3 22 15 14        -        -
2014 28 3 10 9 5 1        -
2013 47 12 14 11 10        -        -

Insgesamt 129 18 46 35 29 1        -

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg, Angaben der Gemeinden

Jahr insgesamt

Gemeindegrößenklassen (Einwohner)

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 16: Kandidatur eines Kan-
didaten der Nein-Idee-Partei bei 
Bürgermeisterwahlen in Baden-
Württemberg 2013 bis 2015 nach 
Gemeindegrößenklassen
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7	 Vergleiche Müller, Rein­
hard: Der getäuschte 
Wähler, FAZ vom 
10.03.2016. In der Kom­
mentierung des Kom­
munalwahlrechts Ba­
den-Württemberg zu 
§ 10 KomWG (Quecke/
Gackenholz/Bock: Das 
Kommunalwahlrecht in 
Baden-Württemberg. 
Kommentar, 6. Auflage, 
Stuttgart 2014, RN 8c, 
S. 199) wird die Frage 
diskutiert, ob es sich 
hierbei überhaupt um 
„Bewerber“ im Sinne 
des KomWG handelt 
oder der Bewerber 
„nicht wählbar“ im 
Sinne des § 10 Abs. 5 
Satz 2 KomWG ist, da 
diese Bewerbungen 
nicht auf die Aufnahme 
des Amts gerichtet sind, 
sondern andere, poli­
tische und Protestziele 
verfolgen. Für eine ent­
sprechende Auslegung 
insbesondere über den 
Ausschluss der Wähl­
barkeit in § 46 Abs. 2 
GemO wird aber bisher 
keine Stütze gesehen. 
Auch wird kein grund­
sätzlicher Unterschied 
zu „Postkarten“-Bewer­
ber oder „Jux-Kandi­
daten“, deren Bewer­
bungen von vorneherein 
nicht ernsthaft sind, ge­
sehen.

Idee-Partei. Nein-Kandidaten treten im Normal­
fall nicht auf in Städten ab 20 000 Einwohner, 
in denen als weitere Zulassungsvoraussetzung 
ein Unterschriftenquorum erforderlich ist (vgl. 
Tabelle 9).

Infolge dieser Entwicklung ging die durchschnitt­
liche Kandidatenzahl leicht nach oben (2012: 
2,3; ab 2013: mindestens 2,6 Kandidaten pro 
Wahl). Vor allem gingen die Wahlen mit nur 
einem Kandidat – und das wiederum verstärkt 
im Jahre 2013 – zurück. Waren von 2010 bis 
2012 knapp die Hälfte (45 %) der Wahlen Ein-
Kandidaten-Wahlen, ging dieser Anteil 2013 bis 
2015 auf 16 % zurück; entsprechend stark ge­
stiegen ist der Anteil von Wahlen mit zwei Kan­
didaten von 20 % (2010 bis 2012) auf 37 % (2013 
bis 2015) (vgl. Schaubild 3).

Im Durchschnitt erzielten die Bewerber der Nein-
Idee-Partei zwischen 4 und 5 % Stimmenanteile. 
Dabei ist allerdings eine ausgesprochen große 
Bandbreite an Stimmenanteilen festzustellen. 
Sie reicht von marginalen Stimmenanteilen von 
unter 1 % bis zu zweistelligen Ergebnissen zwi­
schen 10 und 20 %; das höchste Ergebnis bislang 
waren 34,9 % (Ochsenhausen, 2015). In diesen 
Fällen konnten die Bewerber der Nein-Idee-Par­
tei die vorhandenen Unzufriedenheitspotenziale 
mit den sich wiederbewerbenden Amtsinhabern 
auf sich ziehen.

Zusammenfassung

Die vorliegende Untersuchung zu den Bürger­
meisterwahlen in Baden-Württemberg basiert 

Bürgermeisterwahlen in Baden-Württemberg 2010 bis 2015  
nach der Zahl der BewerberS3
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Die Wahlbeteiligung bei Bürgermeisterwahlen

Allgemeines Beteiligungsniveau

Die Wahlbeteiligung bei baden-württembergischen Bürgermeisterwahlen liegt im 
Durchschnitt der betrachteten Jahre 2010 bis 2015 etwas über der 50-Prozent-
Marke, exakt bei 51,2 Prozent.17 Dabei reicht die Bandbreite der durchschnittlichen 
Beteiligungsquoten der Einzeljahre von 48,1 Prozent (2015) bis 55,0 Prozent (2013) 
(vgl. Tabelle 17). Das Wahlinteresse bei Bürgermeisterwahlen im Land liegt so etwas 
über dem bei Gemeinderatswahlen. 2014 war die Wahlbeteiligung im Südwesten 
bei Gemeinderatswahlen erstmals unter die 50-Prozentmarke (49,1 %; - 1,6 %-Pkte)
und damit auf den tiefsten Nachkriegsstand gerutscht.

Durchschnittliche Wahlbeteiligung von 
51,2 % im Zeitraum 2010 bis 2015 

2013-2015

2010-2015

0

10

20

30

40
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8 und mehr 
Bewerber

7 Bewerber6 Bewerber5 Bewerber4 Bewerber3 Bewerber2 Bewerber1 Bewerber

%

2010-2012

45

16

31

28

37

20 19

23

16

11
12

10

67
5

231 1 1 1 1 1 1

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg; Angaben der Gemeinden

Wahl mit ...

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Abbildung 4: Bürgermeisterwahlen 
in Baden-Württemberg 2010 bis 2015  
nach der Zahl der Bewerber 

unter 
2000

2000 
bis unter 

5000

5000
 bis unter
 10 000

10 000 
bis unter
 20 000

20 000
 bis unter 
50 000

50 000 
bis unter 
100 000

100 000
 bis unter 
500 000

500 000 
und mehr

2015 48,1 62,8 54,3 46,2 40,1 34,1 - 36,6 -

2014 51,4 61,8 54,7 51,9 44,0 32,6 40,7 30,4 -

2013 55,0 67,7 60,5 48,4 49,7 41,7 31,5 - -

2012 50,7 64,4 53,9 46,4 46,9 38,8 39,7 42,2 46,7

2011 52,5 59,9 57,8 48,9 48,9 46,0 20,2 23,8 -

2010 51,3 64,7 51,8 49,0 40,7 41,4 40,4 45,2 -

Insgesamt 51,2 63,5 54,8 48,1 44,6 38,7 36,5 35,0 46,7

1 Nur Bürgermeisterwahlen (keine Neuwahlen).

Datenquelle: Staatsanzeiger für Baden-Württemberg, Angaben der Gemeinden

Wahlbeteiligung1 (in %) 

nach Gemeindegrößenklassen (Einwohner)

insgesamt
Jahr

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 17: Wahlbeteiligung bei Bürgermeisterwahlen in Baden-Württemberg 2010 bis 2015 nach Gemeindegrößenklassen
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auf der systematischen wöchentlichen Bericht­
erstattung im Staatsanzeiger für Baden-Würt­
temberg über die stattgefundenen Wahlen im 
Land. 813 Wahlen gab es im Betrachtungszeit­
raum 2010 bis 2015. Dabei schwankte die Zahl 
der Wahlen pro Jahr beträchtlich (von 103 bis 
189). Zweimal innerhalb eines 8-jährigen Amts­
zeitzyklus kommt es zu einer Häufung von Bür­
germeisterwahlen, was seine Ursachen zum 
einen im historischen Wahlrhythmus seit den 
ersten Bürgermeisterdirektwahlen 1948 und zum 
anderen im Wahlrhythmus der vielen neu ange­
setzten Wahlen nach Abschluss der Gebiets­
reform 1975 hat.

Geprägt wird das Bild der Bürgermeisterwahlen 
von der Vielzahl an Wahlen in Gemeinden unter 
10 000 Einwohner, auf die insgesamt gut drei 
Viertel (76 %) aller Bürgermeisterwahlen ent­
fallen.

Nur sehr selten werden Bürgermeisterwahlen 
nicht auf Anhieb mit der absoluten Mehrheit 
der gültigen Stimmen entschieden, was eine 
Neuwahl, zumeist 2 Wochen nach dem ersten 
Wahlgang, zur Folge hat. Von 813 Bürgermeis­
terwahlen im Zeitraum 2010 bis 2015 werden 
nur 90 (11 %) erst durch eine Neuwahl entschie­
den. Zu Neuwahlen kommt es in der Regel nur, 

Wahlgrundsätze

In Baden-Württemberg werden die Bür­
germeister traditionell direkt von den 

Bürgern der Gemeinde gewählt. Einen lan­
deseinheitlichen Wahltermin gibt es nicht.1 
Rechtzeitig vor Ablauf der Amtszeit des Bür­
germeisters,2 die grundsätzlich 8 Jahre be­
trägt, muss eine Wahl durchgeführt werden; 
dies gilt auch, wenn die Amtszeit vorausseh­
bar früher endet (durch Eintritt in den Ruhe­
stand oder infolge Erreichens der Altersgren­
ze)3. Bei vorzeitiger Beendigung der Amtszeit 
(zum Beispiel durch Tod, Entlassung auf An­
trag oder im Disziplinarverfahren) ist die Wahl 
spätestens 3 Monate nach Freiwerden der 
Stelle durchzuführen. Entsprechend verteilen 
sich die einzelnen Wahltermine im Land über 
das ganze Jahr. 

Der Bürgermeister ist in Gemeinden mit we­
niger als 2 000 Einwohner (186 Gemeinden4 = 
17 % aller baden-württembergischen Gemein­
den) stets Ehrenbeamter auf Zeit und in Ge­
meinden mit 2 000 Einwohnern und mehr 
immer hauptamtlicher Beamter auf Zeit (§ 42 
Abs. 2 GemO). In Gemeinden mit mehr als 
500 aber weniger als 2 000 Einwohner (155 
Gemeinden = 14 %) kann er aber hauptamt­
licher Beamter auf Zeit sein, wenn dies in der 
örtlichen Hauptsatzung so durch Gemeinde­
ratsbeschluss bestimmt ist. In dieser Größen­
klasse (155 Gemeinden) fanden von 2010 bis 
einschließlich 2015 insgesamt 101 Bürgermeis­
terwahlen (für hauptamtliche Bürgermeister) 
statt. In Gemeinden mit 500 Einwohnern und 

weniger (31 Gemeinden = 3 %) ist der Bürger­
meister immer Ehrenbeamter. Für ehrenamt­
liche Bürgermeister ist eine Stellenausschrei­
bung nicht vorgesehen, aber möglich. 
Tatsächlich erfolgt ist eine solche nur in drei 
Fällen in den letzten 6 Jahren (vgl. Tabelle 1).

Der Bürgermeister wird von den Gemeinde­
bürgern nach den Grundsätzen der Mehrheits­
wahl unmittelbar gewählt. Gewählt ist, wer 
mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen er­
halten hat. Wird diese Mehrheit von keinem 
Bewerber erreicht, findet eine Neuwahl statt, 
bei der die höchste Stimmenzahl und bei Stim­
mengleichheit das Los entscheidet (§ 45 GemO). 
Bei der Neuwahl sind neue Bewerbungen 
möglich; die Bewerbungen für die erste Wahl 
gelten fort, sofern diese nicht innerhalb der 
Einreichungsfrist für die Neuwahl zurückge­
nommen werden. Die Neuwahl ist also eine 
eigenständige Wahl und keine Stichwahl, wie 
in vielen anderen Bundesländern oder in der 
früheren württembergischen Tradition, die 
zunächst auch Eingang in die vorläufige Ge­
meindeordnung für Baden-Württemberg (1953 
bis 1955) fand.

Bei beiden „Wahlgängen“ besteht keine Bin­
dung an die zugelassenen Bewerber. Es kön­
nen vielmehr auch Personen zum Bürgermei­
ster gewählt werden, die sich nicht beworben 
haben (durch Eintragung in die freie Zeile auf 
dem Stimmzettel), sofern diese die Wählbar­
keitsvoraussetzungen erfüllen und ihrer Wahl 
zustimmen.

1	So sind zum Beispiel in Bayern und Hessen die Bürgermeisterwahlen mit den Gemeinderatswahlen zusammengelegt. 

2	Frühestens 3 Monate und spätestens 1 Monat vor Ablauf der Amtszeit (§ 47 Abs. 1 GemO).

3	Seit der Änderung der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg vom 17.12.2015 (m.W.v. 15.01.2016) tritt der hauptamt­
liche Bürgermeister mit Ablauf des Monats in den Ruhestand, in dem er das 73. Lebensjahr (bislang 68.) vollendet hat.

4	Stand: 31.12.2014; Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg.
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wenn mindestens drei Kandidaten auftreten, 
was im Übrigen nur auf gut 40 % aller Bürger­
meisterwahlen im Land zutrifft. Tritt der Amts­
inhaber nicht mehr an, kommt es fast bei jeder 
dritten Wahl (31 %) zu einer Entscheidung erst 
bei der Neuwahl. Bei gut drei Viertel (76 %) aller 
Neuwahlen war der bisherige Amtsinhaber nicht 
mehr angetreten.

Die Besetzung der Bürgermeisterposten im Land 
zeichnet nach wie vor eine hohe personelle Kon­
tinuität aus: Bei zwei Drittel der Wahlen von 2010 
bis 2015 kandidierte der Amtsinhaber erneut. 
Berücksichtigt man noch die Abwahlen, dann 
sind durchschnittlich 40 % der gewählten Bür­
germeister erstmals in ihr Amt gewählt worden. 
Damit haben sich die Amtszeiten der Bürger­
meister, wie der Vergleich mit älteren Studien 
zeigt, weiter verringert.

Im Schnitt traten bei den Bürgermeisterwahlen 
2010 bis 2015 2,5 Kandidaten an. Eine Verände­
rung trat mit dem Auftauchen der Vertreter der 
Nein­Idee­Partei ab 2013 auf. Waren zwischen 

2010 und 2012 noch durchschnittlich 2,2 bis 
2,5 Kandidaten pro Wahl angetreten, steigerte 
sich dieser Wert ab 2013 auf 2,6 bis 3,2. Die 
Kandida tenzahl steigt mit der Einwohnerzahl 
einer Gemeinde tendenziell an. Tritt der Amts­
inhaber nicht mehr an, ist das Bewerberinte­
resse mit durchschnittlich 3,8 Kandidaten etwa 
doppelt so hoch als bei den Folgekandidaturen 
der Amtsinhaber. Auch bezüglich der Kandi­
datenzahlen ist von einem längerfristig ange­
legten rückläufigen Trend auszugehen. 

Teil 2 des Beitrag wird im Statistischen 
Monatsheft 2/2017 erscheinen. 

Die Erstveröffentlichung dieses Beitrages 
erfolgte in: Statistik und Informations­
management, Monatsheft 8/2016, Statis­
tisches Amt der Stadt Stuttgart. 

Wir danken Herrn Thomas Schwarz für die 
freundliche Genehmigung zum Nachdruck 
in redaktionell leicht modifizierter Form.

Buchbesprechung Reinhard Güll

Die Wahrheit über Schwaben 

Andreas Braun beschäftigt sich so unterhaltsam 
wie lehrreich in seinem neu im Silberburg Ver­
lag erschienenen Buch mit einem relativ imagi­
nären Volksstamm und seinen Eigenheiten. Es 
geht ihm um die Schwaben. Was ist eigentlich 
schwäbisch? Wo liegt überhaupt Schwaben? 
Das sind zwei der zentralen Fragen, die in die­
sem abwechslungsreich geschriebenen Werk 
untersucht und beantwortet werden. Braun ge­
lingt in seinem Buch aber noch viel mehr, er 
berichtet über Klischees und Mythen, Vorurteile 
und aktuelle politische Bezüge, Historisches und 
Anekdotisches. Nichts bleibt unbeantwortet in 
diesem heiteren Kompendium.

In einzelnen Kapiteln nähert sich der Autor den 
Schwaben als Ein­ und Auswanderer, als Tüftler 
und Alleskönner oder als Mut­ und Wutbürger. 
Braun fragt sich, weshalb der Schwabenhass so 
weit verbreitet ist, warum die Badener noch nie 
etwas von Württemberg gehört zu haben schei­
nen und wieso die Berliner beim Anblick ver­
meintlicher Schwaben immer gleich die Revo­
lution ausrufen. Braun begründet die relative 
Unbeliebtheit der Schwaben in Berlin mit der 
Hypothese, dass sie wirtschaftlich sehr erfolg­
reich waren und sind und sich als „Schaffer, 
Häusle­ und Mercedesbauer als negative Pro­
jektionsfläche im unproduktiven Berlin gerade­
zu anboten“.

Paradox wird es, wenn Braun auf die ursprüng­
liche Gründung Stuttgarts eingeht. Für viele, 
wenn nicht alle Stuttgarter ist diese Stadt die 
„Schwabenmetropole“ schlechthin. Dabei wurde 
der in seinen ersten Jahren unbedeutende Ort 
rund um ein Gestüt von einem badischen Mark­
grafen, in dessen Besitz er war, zur Stadt er­
hoben. Bereits 30 Jahre später verkaufte eben 
jener Markgraf die Stadt als Mitgift für seine 
Tochter an die Grafen von Württemberg. So 
wurde aus einer ursprünglich badischen Sied­
lung die heute bedeutendste Stadt Schwabens. 

Schon allein der Begriff „Schwaben“ ist, wie 
dieses ganze Buch zeigt, ungewöhnlich schil­
lernd, vieldeutig und voller Widersprüche. Er 
polarisiert und löst ganz unterschiedliche Emo­
tionen aus. Aufklärung über die historischen 
Sachverhalte tut also dringend not. Das ist An­
dreas Braun mit seinem Werk gelungen.

Bibliografische Angaben: 

Andreas Braun: Die Wahrheit über Schwaben. 
Eine Enthüllung in sieben Kapiteln. 
120 Seiten, fester Einband, 
Silberburg Verlag, Tübingen und Karlsruhe,  
14,90 Euro, erhältlich im Buchhandel.
ISBN 978­3­8425­1497­3


